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[bookmark: _Hlk124085379]Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit höre ich für den oben genannten Wegebaulastträger (im Folgenden: Straßenbaubehörde) an zur

Änderung/Beseitigung einer Telekommunikationslinie

1. Benennung der Telekommunikationslinie
Ihr Unternehmen nutzt einen Verkehrsweg in Verwaltung der NLStBV für eine öffentlichen Zwecken dienende Telekommunikationslinie, die näher bezeichnet ist durch
☐ anliegenden Antrag.
☐ anliegende Zustimmung.
☐ anliegende Bestandsdokumentation.
☐ ...............................

2. Anzuordnende Änderung/Beseitigung
Nach § 130 Abs. 1, 3 TKG hat der Wegenutzungsberechtigte seine Telekommunikationslinie unter den unten genannten Voraussetzungen zu ändern oder zu beseitigen. Hier hat sich nach Errichtung der Telekommunikationslinie ergeben, dass sie
☐ den Widmungszweck eines Verkehrsweges nicht nur vorübergehend beschränkt.
☐ die Vornahme der zu seiner Unterhaltung erforderlichen Arbeiten verhindert.
☐ der Ausführung einer beabsichtigten Änderung des Verkehrsweges entgegensteht.

Konkret sind die folgenden Gründe ausschlaggebend: 

..............................
..............................
..............................

Es erscheinen daher folgende Maßnahmen erforderlich:

..............................
..............................
..............................
..............................

Die Arbeiten sind nach § 130 Abs. 3 TKG durch den Nutzungsberechtigten auf seine Kosten zu bewirken.

Die Straßenbaubehörde erwägt daher den Erlass eines entsprechenden Bescheides nach § 130 Abs. 4 TKG. Vor Erlass des Bescheides gebe ich jedoch Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum ...............................

Ich rege außerdem an, die oben genannten Arbeiten auf freiwilliger Basis auszuführen und dies innerhalb der oben genannten Frist mitzuteilen. Dies würde den Erlass eines diesbezüglichen Bescheids voraussichtlich entbehrlich machen.

Für Rückfragen oder zur Erläuterung stehe ich Ihnen natürlich gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage
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